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Heinz-Dietrich Ortlieb

Demokraten 
ohne Kompaß

Ein Jammer, daß unsere Ter­
roristen sich nicht rechtsfa­

schistisch gebärden und vorge­
ben, das „Dritte  Reich“ wieder 
hersteilen zu wollen. Ihre Be­
kämpfung wäre um vieles leich­
ter; sie würde sich geradezu von 
selbst verstehen. Aber sie tun’s 
nicht, noch lange nicht. W illy 
Brandt hat sie zwar Faschisten 
genannt; aber er wollte damit 
doch wohl nur ausdrücken, daß 
sie einer faschistischen Renais­
sance in die Hände arbeiten. 
A llerdings liegt der Verdacht 
nahe und bei manchen, die ähn­
lich wie der Vorsitzende der 
SPD argumentieren, wird er 
zur Gewißheit, daß sie unsere 
Gefährdung durch den linken 
Terrorismus ausschließlich darin 
erblicken, er könne einen Neo­
nazismus zur Folge haben. 
Zweifellos besteht eine solche 
Möglichkeit, aber sicherlich 
nicht, bevor der letzte H itler­
junge Großvater von Teenagern

geworden ist und bevor eine 
Masse von pseudo-progressiven 
Lehrern ihre Schüler erfolgreich 
provoziert haben.

Die unmittelbare Gefährdung 
durch einen Terrorismus, der 
den Staat aufweicht und die Ge­
sellschaft zerbröseln läßt, wird 
dagegen kaum gesehen. Als ob 
eine Gesellschaft, die an einem 
Übermaß an Wohlstand und 
mißbrauchter Freiheit leidet, 
nicht schon vom Anarchismus, 
der Antiideologie zum Faschis­
mus, selbst existentiell bedroht 
würde. Aber Gedächtnis und 
Urteil der Menschen sind kurz­
beinig und reichen allzu selten 
über das hinaus, was sie selbst 
erlebt und obendrein vielleicht 
auch noch mißverstanden ha­
ben. Weil die Weimarer Demo­
kratie von rechts erledigt wurde, 
starren nun zu viele der älteren 
Intellektuellen wie hypnotisierte 
Kaninchen nach rechts und re­
gistrieren jeden warnenden Ord­
nungsruf, auch wenn er noch so 
berechtigt ist, als neofaschisti­
sches Symptom; und Ihre jun­
gen Gefolgsleute fühlen sich da­
durch in ihrer irrationalen Oppo­
sition bestätigt und nicht selten 
zu allen Mitteln berechtigt.

Eine allgemein wirksame op­
tische Täuschung kommt hinzu. 
Da in den letzten Jahrhunderten 
der zivilisatorische Fortschritt 
mit dem Abbau autoritärer Ge­
walten und ihrer Privilegien ver­
bunden war, erscheint es heute 
vielen als selbstverständlich, 
Fortschritt schlechthin mit unbe­
grenzter Vermehrung von Frei­
heit und Gleichheit unter den 
Menschen auf Kosten des Ord­
nungsstaates gleichzusetzen; 
wobei, wie häufig bei sozialen 
Wandlungsprozessen, Ursache 
und Wirkung verwechselt wer­
den. Wohlstand und Freiheit 
aber werden durch Ordnung ge­
sichert und nicht durch deren 
überstürzten Um- und Abbau mit 
seinen unvorhersehbaren Folge­
erscheinungen. So w ird man un­
fähig, die zentralen Probleme 
der Anarchisierung zu erken­
nen: wie nämlich eine Gesell­
schaft sich freisetzender Indivi­
duen noch ausreichend geord­

net werden kann und weshalb 
eine beliebige Pluralität der 
Werte sinnvolle Neuordnung un­
möglich macht und damit nicht 
nur die Existenzsicherung der 
Gesellschaft, sondern auch die 
Freiheit der einzelnen früher 
oder später in Frage stellen 
muß.

Von solcher pseudoprogressi­
ven Blindheit sind nicht nur un­
entwegte Systemveränderer und 
Sympathisanten der Terror­
szenerie, sondern sogar weit­
gehend auch das politische 
Establishment befallen. Es kann 
nicht mehr situationsgerecht 
führen und entscheiden, weil es 
aus Opportunimus oder eigener 
U rteilslosigkeit den Abbau des 
Ordnungsstaates häufig selbst 
als erstrebenswertes Ziel propa­
giert. So vermag es den vorge­
gebenen Motiven eines staats­
feindlichen Terrorismus nicht 
mehr überzeugend zu wider­
sprechen, weil es sich selbst 
dafür die geistige, moralische 
und machtpolitische Grundlage 
entzieht. Die Folge ist, daß un­
sere Ordnungshüter die beste­
henden Rechtsmittel nicht aus­
zuschöpfen wagen und daß sie 
zu spät und zu unzulänglich ver­
suchen, mit neuen Gesetzen 
Versäumtes nachzuholen.

Jene intellektuellen Kritiker 
aber, die kein gutes Haar an 
unserer angeblich nur unheilen 
Welt lassen, fühlen sich bereits 
in ihrer geistigen Freiheit be­
droht, wenn sie für die destruk­
tiven Folgen ihrer nicht selten 
wehleidigen und fast immer ge­
hässigen Tiraden verantwortlich 
gemacht werden. Sie vergessen, 
daß sie um so mehr zu kon­
struktiver Kritik, die realistische 
Alternativen nicht außer Be­
tracht läßt, verpflichtet sind, je 
größer ihre von ihnen bean­
spruchte Geltung und ihr Wir­
kungsgrad sind.

Mit Gehässigkeit kompromit­
tieren sie sich nur selbst. Mit 
Recht hat der Bundespräsident 
nicht nur von ihnen, sondern 
von allen kritischen Bundesbür­
gern Selbstkritik und „kritische 
Sympathie“ gegenüber unserem 
Gemeinwesen gefordert.
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